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Landesamt für Umwelt 

Postfach 601061

14410 Potsdam

- via Einwendungsportal -

Einwendung zu Vorhaben G07819

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen das oben genannte Vorhaben mache ich folgende Einwendungen geltend:

[Verfahrenshinweis: 1. korrigierte Fassung mit textlich korrigierter Anlage]

Vorhaben-ID G07819 - Stellungnahme und Einwendung zum UVP-Bericht und Genehmigungsantrag laut 
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt vom 2. Januar 2020 „Errichtung und Betrieb einer Anlage für 
den Bau und die Montage von Elektrofahrzeugen mit einer Kapazität von jeweils 100.000 Stück oder mehr je 
Jahr am Standort 15537 Grünheide (Mark)“

Sehr geehrte Damen und Herren,

als vertretungsberechtigter Vorstand der Bürgerinitiative „Gesund Leben am Stienitzsee e.V.“ (BI GLAS) lege ich
fristwahrend vorsorglich Einspruch gegen o.g. Genehmigungsantrag und insbesondere den zugehörigen UVP-
Bericht ein. Die Begründung zu unserem Einspruch wird in den nächsten Tagen nachgereicht.

Mit freundlichen Grüßen

i.V. Christian Götze
Vorstand BI GLAS e. V.
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BI GLAS 
Bürgerinitiative „Gesund Leben am Stienitzsee e.V." 
Postanschrift: Friedrichstr. 33, 15378 Hennickendorf 
Telefon: +49 (0) 33434 473380 
Mobil +49 (0) 1520 1508195 
E-Mail: info@gesund-am-stienitzsee.de 
Web: http://www.qesund-am-stienitzsee.de/ 

Facebook: https://www.facebook.com/Bürqerinitiative-Gesund-Leben-am-Stienitzsee-eV-361654630636201 

Landesamt für Umwelt 
Genehmigungsverfahrensstelle Ost 
Postfach 60 10 61 

1441 O Potsdam 

gegen Empfangsbekenntnis/ 
Eingangsbestätigung 

Hennickendorf, den 01.03.2020 

Vorhaben-ID G07819 - Stellungnahme und Einwendung zum UVP-Bericht und Genehmi-
gungsantrag laut Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt vom 2. Januar 2020 
,,Errichtung und Betrieb einer Anlage für den Bau und die Montage von Elektrofahrzeu-
gen mit einer Kapazität von jeweils 100.000 Stück oder mehr je Jahr am Standort 15537 
Grünheide (Mark)" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

als vertretungsberechtigter Vorstand der Bürgerinitiative „Gesund Leben am Stienitzsee e.V." 
(BI GLAS) lege ich fristwahrend vorsorglich Einspruch gegen o.g. Genehmigungsantrag und 
insbesondere den zugehörigen UVP-Bericht ein. Die Begründung zu dem Einspruch wird in den 
nächsten Tagen nachgereicht.

Mit freundlichen Grüßen 

Spendenkonto 
Sparkasse Märkisch-Oderland 
BLZ: 17054040 
Konto-Nr.: 20027176 
IBAN: DE 19170540400020027176 
BIC: WELADED1MOL 

Vereinsregister 
Frankfurt VR 6074 FF 
Steuernummer 
064/143/04549 
Spenden und Mltglledsbeitrllge 
sind steuerlich abzugsfähig. 

Anerkannt nach 
§ 3  UmwRG

Die Bürgerinitiative 
Ist Mitglied im: 

lnttlo.tlvon 
Schutz e.v. 
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Landesamt für Umwelt 
Genehmigungsverfahrensstelle Ost 
Postfach 60 10 61 

Hennickendorf, den 03.03.2020 
14410 Potsdam 
 

gegen Empfangsbekenntnis/ 
Eingangsbestätigung 

 
 
 
Vorhaben-ID G07819 – Begründung unseres Einspruches vom 01.03.2020 und Stellung-
nahme zum Genehmigungsantrag und zugehörigen UVP-Bericht zum Vorhaben 
„Errichtung und Betrieb einer Anlage für den Bau und die Montage von Elektrofahrzeu-
gen mit einer Kapazität von jeweils 100.000 Stück oder mehr je Jahr am Standort 15537 
Grünheide (Mark)“ 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
unserer Organisation wurde am 29.11.2017 die Anerkennung zur Einlegung von Rechtsbehel-
fen nach dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) gemäß § 3 UmwRG erteilt. Unser Verein 
erhielt damit die Mitwirkungs- und Klagerechte einer anerkannten Umweltvereinigung. 
 
Die BI GLAS e. V. wendet sich nicht gegen das Projekt TESLA. Vielmehr erfüllen wir mit 
unserer Stellungnahme und unseren Einwendungen als staatlich anerkannte Vereinigung zur 
Förderung des Umweltschutzes auf dem Gebiet der Gemeinde Rüdersdorf bei Berlin unsere 
Aufgabe, Ihre Arbeit in einer dem Umweltschutz im Sinne des § 18 Abs. 1 S. 3 UVPG geeigne-
ten Weise zu unterstützen. Als vertretungsbefugter Vorstand der Bürgerinitiative „Gesund Leben 
am Stienitzsee e.V.“ (BI GLAS) begründe ich unsere Einwendungen deshalb nur in Bezug auf 
das Gebiet der Gemeinde Rüdersdorf. 
 
Wir bitten Sie, uns im Sinne des § 2 Abs. 9 letzter HS. UVPG ebenso wie andere TöB künftig 
angemessen zu beteiligen. 
 
Aufgrund des Zeitdrucks erhalten Sie unsere einzelnen Einwendungen sofort nach Fertigstel-
lung nacheinander, damit diese gleich bearbeitet werden können. 
 
1. Einwendung zum Schutzgut Mensch 
   
Verständlicherweise war bei der Ausarbeitung der Antragsunterlagen die Bedrohung durch den 
Coronavirus noch nicht absehbar. TESLA wird in der bald beginnenden Bauphase sicherlich 
nicht auf erfahrene Fachkräfte verzichten können, die bereits beim Bau der TESLA-Fabrik in 
China mitgewirkt haben? Durch die Konzentrationswirkung dieses Großvorhabens ist die An-
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steckungsgefahr – wie überall wo viele Menschen aus unterschiedlichen Gebieten zusammen-
treffen – in den kommenden Wochen sicherlich sehr groß, weshalb auch in Deutschland immer 
mehr Großveranstaltungen abgesagt werden. In uns bekannten Betrieben werden bereits 
Schutzmaßnahmen für die Beschäftigten getroffen. Wie sehen diese in der Bauphase der Gi-
gafactory aus, wurden bereits Notfallpläne ausgearbeitet und für die beteiligten Baufirmen als 
verbindlich erklärt? 
„15 von 100 Infizierten erkrankten schwer, hieß es vom Robert Koch-Institut. Sie bekommen 
etwa Atemprobleme oder eine Lungenentzündung.“ Quelle: 
https://www.tagesschau.de/inland/coronavirus-absage-handwerksmesse-103.html 

 
Wie soll die medizinische Versorgung sichergestellt bleiben, wenn die Infektionszahlen anstei-
gen? „Im betroffenen Gebieten melden sich immer mehr Praxen beim Gesundheitsamt ab. 
Nach den Vorschriften des Robert Koch-Institutes (RKI) müsse medizinisches Personal nach 
Kontakt zu Infizierten 14 Tage in Quarantäne.“ Quelle: 
https://www.welt.de/vermischtes/article206136215/Coronavirus-Lehrkraft-in-Berlin-infiziert-Schule-bis-
auf-weiteres-geschlossen.html 
 
Die Gefahr wird derzeit u.E. völlig unterschätzt. Jede einzelne Infektionskette, die nicht rechtzei-
tig unterbrochen wird, könnte die ersten 2 – 3 Wochen bei Verwechslung der Betroffenen mit 
einer normalen Grippe/Erkältung fast unentdeckt bleiben, dann aber schon nach nur 7 Wochen 
nach den ersten Fällen die gesamte Bevölkerung des Landes Brandenburg durchlaufen haben 
mit ca. 30.000 zusätzlichen Toten, wenn – abgeleitet aus den letzten statistischen Kennzahlen 
in Italien – folgende Annahmen getroffen werden: 
 

 
 
In Südkorea stieg die Zahl der Covid-19-Infektionen unvermindert an. „Die Gesundheitsbehör-
den meldeten am Dienstag 600 weitere Fälle, bei denen sich Menschen mit dem Erreger der 
Lungenkrankheit ansteckten. Am Vortag waren es noch 476 gewesen.“ Quelle: 
https://www.spiegel.de/wissenschaft/medizin/coronavirus-suedkorea-meldet-600-neue-faelle-google-
verordnet-homeoffice-a-3f2990e2-ebbb-4b0f-97dd-62a557de4156 
 
Hieraus berechnet sich die Ansteckungsrate / Tag halb so hoch wie in Italien zu + 124 / 476 = 26 %. 
 
In dieser Meldung (Quelle: https://www.tagesschau.de/ausland/coronavirus-suedkorea-iran-101.html) 
heißt es: „Damit haben sich insgesamt mehr als 3500 Menschen mit dem neuartigen Virus in dem Land 
angesteckt, mindestens 17 sind an den Folgen der Lungenkrankheit gestorben.“ 
 
Das würde bedeuten, dass der Zeitraum zwischen Infektion und Tod kürzer ist als zur Berechnung die-
ser Tabelle angenommen, wonach bei dieser Anzahl Infizierter erst die ersten Todesfälle auftreten: 

Kalkulation Pandemie-Ausbreitung

Ansteckungsrate/Tag 50 %

Bevölkerung 2.000.000 Personen

Resistente/nicht angesteckte Menschen 30 %

Ansteckungsgefahr durch aktuell Erkrankte 14 Tage

Sterberate 2,3 %

Zeitdauer Infektion bis zum Tod 10 Tage

https://www.tagesschau.de/inland/coronavirus-absage-handwerksmesse-103.html
https://www.welt.de/vermischtes/article206136215/Coronavirus-Lehrkraft-in-Berlin-infiziert-Schule-bis-auf-weiteres-geschlossen.html
https://www.welt.de/vermischtes/article206136215/Coronavirus-Lehrkraft-in-Berlin-infiziert-Schule-bis-auf-weiteres-geschlossen.html
https://www.spiegel.de/wissenschaft/medizin/coronavirus-suedkorea-meldet-600-neue-faelle-google-verordnet-homeoffice-a-3f2990e2-ebbb-4b0f-97dd-62a557de4156
https://www.spiegel.de/wissenschaft/medizin/coronavirus-suedkorea-meldet-600-neue-faelle-google-verordnet-homeoffice-a-3f2990e2-ebbb-4b0f-97dd-62a557de4156
https://www.tagesschau.de/ausland/coronavirus-suedkorea-iran-101.html
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„In Italien sind mittlerweile 52 Menschen an den Folgen einer Coronavirus-Infektion gestorben. 
Innerhalb von 24 Stunden sei die Zahl der Todesopfer um 18 gestiegen, teilt die italienische 
Zivilschutzbehörde am Abend mit. In Italien gibt es 2036 bestätigte Erkrankungen. Das ist ein 
Fünftel mehr als am Sonntag, als noch 1694 Fälle gemeldet wurden.“ 

erstmals Infizierte: davon

genesen

davon

ansteckend

Summe 

gestorbene 

noch nicht

Infizierte

Tag 1 2 0 2 0 1.999.998

Tag 2 3 0 3 0 1.999.997

Tag 3 5 0 5 0 1.999.996

Tag 4 7 0 7 0 1.999.993

Tag 5 10 0 10 0 1.999.990

Tag 6 15 0 15 0 1.999.985

Tag 7 23 0 23 0 1.999.977

Tag 8 34 0 34 0 1.999.966

Tag 9 51 0 51 0 1.999.949

Tag 10 77 0 77 0 1.999.923

Tag 11 115 0 115 0 1.999.885

Tag 12 173 0 173 0 1.999.827

Tag 13 259 0 259 0 1.999.741

Tag 14 389 0 389 0 1.999.611

Tag 15 584 2 582 0 1.999.416

Tag 16 875 3 872 0 1.999.125

Tag 17 1.311 4 1.306 1 1.998.689

Tag 18 1.964 6 1.957 1 1.998.036

Tag 19 2.942 9 2.932 1 1.997.058

Tag 20 4.408 13 4.393 2 1.995.592

Tag 21 6.605 20 6.582 3 1.993.395

Tag 22 9.896 30 9.862 4 1.990.104

Tag 23 14.827 45 14.776 6 1.985.173

Tag 24 22.215 68 22.138 9 1.977.785

Tag 25 33.284 102 33.168 13 1.966.716

Tag 26 49.868 153 49.695 20 1.950.132

Tag 27 74.716 229 74.456 30 1.925.284

Tag 28 111.944 344 111.554 45 1.888.056

Tag 29 167.721 516 167.137 68 1.832.279

Tag 30 251.289 773 250.414 101 1.748.711

Tag 31 376.496 1.159 375.186 152 1.623.504

Tag 32 564.089 1.736 562.125 228 1.435.911

Tag 33 845.152 2.601 842.210 341 1.154.848

Tag 34 1.266.257 3.897 1.261.848 511 733.743

Tag 35 1.400.000 5.839 1.393.395 766 600.000

Tag 36 1.400.000 8.749 1.390.104 1.147 600.000

Tag 37 1.400.000 13.109 1.385.173 1.718 600.000

Tag 38 1.400.000 19.640 1.377.785 2.575 600.000

Tag 39 1.400.000 29.426 1.366.716 3.858 600.000

Tag 40 1.400.000 44.088 1.350.132 5.780 600.000

Tag 41 1.400.000 66.056 1.325.284 8.659 600.000

Tag 42 1.400.000 98.970 1.288.056 12.974 600.000

Tag 43 1.400.000 148.282 1.232.279 19.438 600.000

Tag 44 1.400.000 222.165 1.148.711 29.124 600.000

Tag 45 1.400.000 344.296 1.023.504 32.200 600.000

Tag 46 1.400.000 531.889 835.911 32.200 600.000

Tag 47 1.400.000 812.952 554.848 32.200 600.000

Tag 48 1.400.000 1.234.057 133.743 32.200 600.000

Tag 49 1.400.000 1.367.800 0 32.200 600.000

Tag 50 1.400.000 1.367.800 0 32.200 600.000
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Möglicherweise wegen der dortigen Schutzmaßnahmen zur Isolation betroffener Regionen ist 
die Ansteckungsquote in Italien also auf + 20 %/Tag gefallen. Mit dieser Annahme ergäbe sich 
folgende, etwa nur halb so schnelle Entwicklung: 
 

erstmals Infizierte: davon 
genesen 

davon 
ansteckend 

Summe  
gestorbene  

noch nicht 
Infizierte 

Tag 1 2 0 2 0 1.999.998 

Tag 2 2 0 2 0 1.999.998 

Tag 3 3 0 3 0 1.999.997 

Tag 4 3 0 3 0 1.999.997 

Tag 5 4 0 4 0 1.999.996 

Tag 6 5 0 5 0 1.999.995 

Tag 7 6 0 6 0 1.999.994 

Tag 8 7 0 7 0 1.999.993 

Tag 9 9 0 9 0 1.999.991 

Tag 10 10 0 10 0 1.999.990 

Tag 11 12 0 12 0 1.999.988 

Tag 12 15 0 15 0 1.999.985 

Tag 13 18 0 18 0 1.999.982 

Tag 14 21 0 21 0 1.999.979 

Tag 15 26 2 24 0 1.999.974 

Tag 16 30 2 28 0 1.999.970 

Tag 17 36 3 33 0 1.999.964 

Tag 18 43 3 39 0 1.999.957 

Tag 19 50 4 46 0 1.999.950 

Tag 20 60 5 55 0 1.999.940 

Tag 21 71 6 65 0 1.999.929 

Tag 22 84 7 76 0 1.999.916 

Tag 23 99 8 90 0 1.999.901 

Tag 24 117 10 107 0 1.999.883 

Tag 25 138 12 126 1 1.999.862 

Tag 26 164 14 149 1 1.999.836 

Tag 27 193 17 175 1 1.999.807 

Tag 28 228 20 207 1 1.999.772 

Tag 29 270 25 244 1 1.999.730 

Tag 30 319 29 288 1 1.999.681 

Tag 31 376 34 340 2 1.999.624 

Tag 32 444 41 402 2 1.999.556 

Tag 33 525 48 474 2 1.999.475 

Tag 34 619 57 560 3 1.999.381 

Tag 35 731 68 661 3 1.999.269 

Tag 36 863 80 780 4 1.999.137 

Tag 37 1.019 95 921 4 1.998.981 
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Tag 38 1.204 112 1.087 5 1.998.796 

Tag 39 1.421 132 1.282 6 1.998.579 

Tag 40 1.677 156 1.514 7 1.998.323 

Tag 41 1.980 185 1.787 9 1.998.020 

Tag 42 2.337 218 2.109 10 1.997.663 

Tag 43 2.759 258 2.490 12 1.997.241 

Tag 44 3.257 304 2.939 14 1.996.743 

Tag 45 3.845 359 3.469 17 1.996.155 

Tag 46 4.539 424 4.094 20 1.995.461 

Tag 47 5.358 501 4.833 23 1.994.642 

Tag 48 6.324 592 5.705 28 1.993.676 

Tag 49 7.465 699 6.734 33 1.992.535 

Tag 50 8.812 825 7.948 39 1.991.188 

Tag 51 10.402 974 9.382 46 1.989.598 

Tag 52 12.278 1.150 11.074 54 1.987.722 

Tag 53 14.493 1.357 13.072 63 1.985.507 

Tag 54 17.107 1.602 15.430 75 1.982.893 

Tag 55 20.193 1.892 18.213 88 1.979.807 

Tag 56 23.836 2.233 21.498 104 1.976.164 

Tag 57 28.135 2.636 25.376 123 1.971.865 

Tag 58 33.211 3.112 29.953 145 1.966.789 

Tag 59 39.201 3.673 35.356 172 1.960.799 

Tag 60 46.273 4.336 41.734 203 1.953.727 

Tag 61 54.619 5.118 49.262 239 1.945.381 

Tag 62 64.472 6.042 58.148 282 1.935.528 

Tag 63 76.101 7.132 68.636 333 1.923.899 

Tag 64 89.828 8.418 81.017 393 1.910.172 

Tag 65 106.032 9.937 95.630 464 1.893.968 

Tag 66 125.158 11.730 112.880 548 1.874.842 

Tag 67 147.734 13.846 133.241 647 1.852.266 

Tag 68 174.382 16.343 157.275 764 1.825.618 

Tag 69 205.837 19.292 185.644 902 1.794.163 

Tag 70 242.966 22.771 219.130 1.064 1.757.034 

Tag 71 286.792 26.879 258.656 1.256 1.713.208 

Tag 72 338.523 31.728 305.312 1.483 1.661.477 

Tag 73 399.586 37.451 360.384 1.750 1.600.414 

Tag 74 471.662 44.207 425.390 2.066 1.528.338 

Tag 75 556.740 52.181 502.121 2.439 1.443.260 

Tag 76 657.164 61.593 592.693 2.879 1.342.836 

Tag 77 775.703 72.703 699.602 3.398 1.224.297 

Tag 78 915.623 85.818 825.795 4.011 1.084.377 

Tag 79 1.080.782 101.298 974.751 4.734 919.218 

Tag 80 1.275.733 119.570 1.150.575 5.588 724.267 

Tag 81 1.400.000 141.138 1.252.266 6.596 600.000 
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Tag 82 1.400.000 166.596 1.225.618 7.786 600.000 

Tag 83 1.400.000 196.647 1.194.163 9.190 600.000 

Tag 84 1.400.000 232.118 1.157.034 10.848 600.000 

Tag 85 1.400.000 273.987 1.113.208 12.805 600.000 

Tag 86 1.400.000 323.408 1.061.477 15.115 600.000 

Tag 87 1.400.000 381.744 1.000.414 17.841 600.000 

Tag 88 1.400.000 450.603 928.338 21.059 600.000 

Tag 89 1.400.000 531.882 843.260 24.858 600.000 

Tag 90 1.400.000 627.823 742.836 29.342 600.000 

Tag 91 1.400.000 743.503 624.297 32.200 600.000 

Tag 92 1.400.000 883.423 484.377 32.200 600.000 

Tag 93 1.400.000 1.048.582 319.218 32.200 600.000 

Tag 94 1.400.000 1.243.533 124.267 32.200 600.000 

Tag 95 1.400.000 1.367.800 0 32.200 600.000 

Tag 96 1.400.000 1.367.800 0 32.200 600.000 

 
Jede neue Infektionskette ist so früh wie möglich durch radikale (seuchenhygienische) Maß-
nahmen zu vermeiden, um sie zu unterbrechen. Damit könnte zumindest eine Verzögerung der 
massenhaften Ausbreitung erreicht werden. 
 
Zu überlegen wäre z.B. einen Mindestabstand von 1 m zwischen allen Beteiligten am Erörte-
rungstermin in Erkner und die Bereitstellung von Masken. Eine weitaus sicherere Option wäre 
auch, den Erörterungstermin als Videokonferenz durchzuführen – technisch sollte das 
kein Problem sein, wenn jetzt die Planungen hierzu aufgenommen werden. Auch würden 
aufwändige und teure Reisekosten entfallen. 
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2. Einwendung wegen zu kleinem Untersuchungsraum 
 
Der Genehmigungsantrag mit UVP betrifft lediglich die erste Ausbaustufe der Gigafactory in 
Freienbrink für eine Produktion von max. 500.000 Fahrzeugen/Jahr im Schichtbetrieb. Aber 
schon diese erste Ausbaustufe stellt eine Industrieansiedlung dar, deren Größe alle bisherigen 
in den neuen Bundesländern weit übertrifft, auch die ursprünglich für BMW auf diesem Gelände 
vorgesehene im Endausbau um das etwa 10-fache, was die künftigen Arbeitskräfte und Pend-
lerströme betrifft:   

 
Quelle: M.-T. Kampermann: „Die Standortentscheidung von BMW für den Neubau eines Auto-
mobilwerkes in Leipzig und Konsequenzen für die Gewerbeflächenpolitik des Landes Nord-
rhein-Westfalen“, Diplomarbeit Uni Dortmund, Fakultät Raumplanung, 2002 
 
Deshalb kann es nicht verwundern, dass die damals für das BMW-Werk als ausreichend erach-
tete Infrastruktur zur Versorgung und verkehrliche Anbindung dieses Industriegebietes den jetzt 
weitaus größeren Anforderungen der von TESLA geplanten Gigafactory keinesfalls entsprechen 
kann.   
 
 
2.1 Unvollständige Vorschau auf die Umweltauswirkungen des geplanten Endausbaus 
 
Auch wenn zunächst nur die Genehmigung für die erste Ausbaustufe der weltgrößten TESLA-
Autofabrik beantragt ist, so sollte zumindest die Möglichkeit, wenn nicht sogar die feste Absicht 
des künftigen Endausbaus dieser Fabrik mit einer künftig 4-fach höheren Produktionskapazität 
von ca. 2 Mio. Fahrzeugen bereits in diesem UVP-Bericht zur ersten Ausbaustufe erwähnt wer-
den, damit die beteiligten Behörden öffentlicher Belange ihre kurz- und mittelfristigen Planungen 
rechtzeitig darauf einstellen können und der künftige Endausbau der Fabrik später nicht durch 
Infrastrukturprobleme behindert und erschwert wird, welche bei rechtzeitiger Planung hätten 
vermieden werden können oder zu anderen, umweltgerechteren Lösungen geführt hätten.  
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Das betrifft insbesondere eine umweltgerechte Verkehrsinfrastruktur durch den rechtzeitigen 
Ausbau eines den künftigen Anforderungen gewachsenen Schienenverkehrsnetzes, für das 
schon jetzt die notwendigen Trassen vor einer Überbauung freigehalten werden müssen.   
 
Im UVP-Bericht weist auf den künftig beabsichtigten Endausbau lediglich die Differenz zwischen 
der gesamten als „Fabriknutzfläche“ bezeichneten Flächengröße von 3.038.620 m2 und der 
zunächst hierfür nur beanspruchten Fläche von 1.522.300 m2 hin. Weitere Informationen zu 
dem somit bereits geplanten Endausbau fehlen jedoch.  
 
Die erste Ausbaustufe umfasst vom Flächenbedarf her sicherlich bereits die innerbetrieblichen 
Infrastrukturmaßnahmen für den Endausbau. So wird man sicherlich nur ein Kraftwerk errichten 
und nicht für eins für jede Ausbaustufe separat? Wenn jedoch unterirdische Versorgungsleitun-
gen z.B. für Strom und Wasser zur Versorgung der Fabrik dimensioniert werden, so wird man 
zumindest die Versorgungsschächte von Beginn an so auslegen wollen, dass darin auch die für 
den Endausbau später erforderlichen zusätzlichen Versorgungsleitungen mit darin Platz haben 
werden? 
 
Vor diesem Hintergrund muss sich dem Land Brandenburg schon jetzt die Frage stellen, mit 
welchen künftigen Gesamtmengen an Trinkwasser, Abwasser, Strom, Erdgas etc. im Endaus-
bau zu rechnen sein wird oder ob sich bestimmte Angaben dazu im UVP-Bericht bereits auf den 
Endausbau beziehen? Falls es dazu bereits Abschätzungen gibt, so sollten diese noch in 
die Antragsunterlagen ergänzt werden, damit Bürger, Gemeinden und Behörden sich mög-
lichst frühzeitig darauf einstellen und erforderliche Entscheidungen und Planungen dies berück-
sichtigen können. 
 
Notwendige Ergänzungen und Hinweise zum (möglichen) Endausbau der Fabrik betreffen auch 
Schätzungen zur dann erforderlichen Anzahl an Arbeitskräfte und – aus den laufenden Bewer-
bungsverfahren vielleicht schon abschätzbar – aus welchen Regionen diese Arbeitskräfte pen-
deln werden? Wenn die Anzahl der direkt in der Fabrik beschäftigten Arbeitskräfte dem Produk-
tionsvolumen proportional wäre, müsste dann im Endausbau mit maximal 48.000 Arbeits-
kräften oder wesentlich wenigeren gerechnet werden? 
 
In den Unterlagen fehlen noch völlig Hinweise, mit wie vielen indirekt geschaffenen Ar-
beitsplätzen zu rechnen ist, die aufgrund der TESLA-Fabrik in unserer Region in wel-
chem Umkreis angesiedelt werden müssen? 
   
Diese Arbeitsplätze könnten wie in den USA ein Mehrfaches der direkt geschaffenen Ar-
beitsplätze1 betragen und müssen bei der Planung der künftige Infrastruktur und der Berufs-
verkehrskonzepte rechtzeitig mit berücksichtigt werden! Leider fehlen in den Antragsunterlagen 

                                                
1 Zitat aus https://www.tesla.com/de_DE/factory: 
„Als einer der größten Arbeitgeber Kaliforniens in der herstellenden Industrie brachte Tesla allein im Steuerjahr 
2017 Verkaufsumsätze in Höhe von 5,5 Milliarden Dollar hervor und tätigte im gleichen Jahr Direktinvestitionen in 
Höhe von 4,1 Milliarden Dollar. Im selben Jahr schuf Tesla auch 51.000 Arbeitsplätze in Kalifornien, (eigene 
Mitarbeiter und Arbeitsplätze in der gesamten Lieferkette zusammengerechnet).“  
 

https://www.tesla.com/de_DE/factory
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Angaben zu den künftigen Lieferketten. Falls eine Entwicklung ähnlich wie in Kalifornien eintritt, 
so könnten regional (incl. Lieferanten aus Polen) durch TESLA insgesamt bis zu 200.000 Ar-
beitsplätze entstehen (nach Endausbau). Schätzzahlen dazu müssen ergänzt werden, damit 
diese bei der Verkehrsplanung berücksichtigt werden können. 
 
 
2.2  Untersuchungsraum hinsichtlich Lärm (betreffs anlagenbezogenem Verkehrslärm) 
 
Eine Industrieansiedlung in dieser Größenordnung hat allein schon aufgrund der durch sie in-
duzierten weitläufigen Verkehrsströme wesentliche Auswirkungen auf die von Lärm betroffenen 
Schutzgüter Mensch und Brutvögel in einem größeren Gebiet, das weit über das Fabrikgelände 
hinausreicht.  
 
Der UVP-Bericht scheint fehlerhaft davon auszugehen, dass sich die Verkehrsströme im We-
sentlichen nur auf die Autobahn, die Bahnstrecke RE 1 und die S-Bahn-Station Erkner konzent-
rieren, da das potentielle Pendler- und Güterverkehrsaufkommen nördlich dieser Linie (aus der 
S5-Region, der B1/5 und der Bahnstrecke RE 26 aus Küstrin kommend) offenbar ausgeblendet 
wurde, welche Gründe lagen hierfür vor?    
 
Durch den Schichtpendelverkehr in der Nacht, der wie in der Schallprognose beschrieben zu 
70% durch eigene PKW abgewickelt werden soll, ggf. zuzüglich noch durch einen Teil des be-
schriebenen LKW-Güterverkehrs, wird an vielen Verkehrswegen in der Nacht insbesondere die 
Zeit vor und nach den Schichtwechseln täglich – auch an den Wochenenden und feiertags – um 
22 und 6 Uhr zur „lautesten Nachtstunde“ machen. Das Vorhaben wird deshalb vielerorts auch 
die nach RLS-90 berechneten Lärmpegel bestimmen und deutlich so stark erhöhen, dass Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen, Sperrungen für den LKW-Verkehr und andere Verkehrsein-
schränkungen angeordnet werden müssen, die in Betracht kommen, wenn der vom Straßen-
verkehr herrührende Beurteilungspegel an den Immissionsorten einen der Richtwerte der für 
bestehende Straßen anzuwendenden „Richtlinien für straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm“ (Lärmschutz-Richtlinien-StV vom 23. November 2007) 
überschreiten. Diese drohenden straßenverkehrsrechtlichen Maßnahmen durch die (freiwillige) 
Erstellung von Verkehrskonzepten mit zu betrachten, rechtlich ggf. auch außerhalb der vorlie-
genden Umweltprüfung, sollte im Eigeninteresse des Antragstellers selbst liegen, da sonst sei-
ne Lieferketten und ein reibungsloser Schichtwechsel durch Verspätungen und Staus unerwar-
tet stark beeinträchtigt werden könnten. 
 
Aber auch innerhalb der Umweltprüfung nach TA Lärm kann von einer Einordnung in den flie-
ßenden Verkehr in einem Abstand von 500 m Entfernung von der Anlage hier – mit Ausnahme 
der Autobahn - keine Rede mehr sein, wenn das Verkehrsaufkommen in den Nachtstunden auf 
allen anderen Verkehrswegen überwiegend allein durch die TESLA-Fabrik verursacht werden 
wird. 
 
Zweifellos sind dann von den ausgelösten Verkehrsströmen auch die Nachbargemeinden wie 
die Gemeinde Rüdersdorf stark betroffen, die Begrenzung des Anlagenlärms auf den 500 m – 
Bereich nach TA Lärm würde hier zu einer unrichtigen Bewertung führen. Wir befürchten, dass 
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die nächtliche Verkehrslärmzusatzbelastung die bisherige Lärmaktionsplanung der umliegen-
den Gemeinden zur Makulatur macht. Trotz dieser Fakten ist die Gemeinde Rüdersdorf nicht im 
Untersuchungsgebiet enthalten. Das Untersuchungsgebiet sollte deutlich entlang der Hauptver-
kehrswege vergrößert werden. 
 
Die Umweltauswirkungen durch den sehr stark ansteigenden Verkehrslärm – und zwar auch 
außerhalb der Grenzen des im UVP-Bericht viel zu klein festgelegten Untersuchungsraumes – 
betreffen nicht nur die in Straßennähe wohnenden Menschen, sondern insbesondere auch be-
sonders lärmempfindliche Arten von Brutvögeln. Entsprechende Untersuchungen entlang der 
künftigen Verkehrsachsen fehlen im UVP-Bericht noch. Zur Unterstützung bei der Durchführung 
der hierzu noch notwendigen Untersuchungen verweisen wir auf die Tabellen in der „Arbeitshilfe 
Vögel und Straßenverkehr“ des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 
Ausgabe 2010, 140 Seiten. 
 
Als normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift bindet die TA Lärm Behörden und Gerichte nur, 
soweit und solange sie zur Konkretisierung der immissionsschutzrechtlichen Anforderungen aus 
den §§ 5 und 22 BImSchG geeignet ist (vgl. BVerwG, Beschluss vom 21.3.1996 - 7 B 164/95 -, 
Rdnr. 16 ff., zur gleichen Thematik bei der TA Luft). Bei einem Vorhaben in dieser Größenord-
nung, welches die Verkehrsströme in einer ganzen Landesregion nachhaltig verändern kann, ist 
dieser Fall zweifelsohne gegeben. Zur Berücksichtigung von Verkehrsgeräuschen im Zusam-
menhang mit dem Betrieb der zu genehmigenden Anlage (Zu- und Abgangsverkehr) kann des-
halb nicht nur auf den 500 m – Bereich nach TA Lärm abgestellt werden. 
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass auch der unter Inanspruchnahme einer 
öffentlichen Straße abgewickelte Zu- und Abgangsverkehr der Anlage, durch deren Nutzung er 
ausgelöst wird, zuzurechnen ist, sofern er sich innerhalb eines räumlich überschaubaren Be-
reichs bewegt und vom übrigen Straßenverkehr unterscheidbar ist (BVerwG, Urt. v. 
27.8.1998 - 4 C 5/98 -, NVwZ 1999, 523 m.w.N.). Dieser Fall wird zweifelsohne an den zum 
Fabrikgelände führenden Straßen- und Schienenwegen eintreten. LKW-Kolonnen oder Eisen-
bahnzüge mit beladenen TESLA-Fahrzeugen werden schon optisch vom übrigen Straßen- und 
Eisenbahnverkehr deutlich unterscheidbar sein und vielerorts die Verkehrslärmbelastung domi-
nieren. Bei weitaus kleineren Ansiedlungen von Industrieanlagen mag die TA Lärm für die Be-
messung der Zumutbarkeit der mit einem solchen anlagenbezogenen Verkehr verbundenen 
Lärmbeeinträchtigungen brauchbare Anhaltspunkte bieten (BVerwG, Urt. v. 27.8.1998 - 4 C 
5/98 -, a.a.O.), nicht aber im vorliegenden Fall. 
 
 
2.3 Untersuchungsraum hinsichtlich des Grundwasserdargebots und der Entnahmemen-

gen zur Sicherstellung der beantragten Trinkwasserversorgung 
 
Die Notwendigkeit der Vergrößerung des Untersuchungsgebietes wurde hinsichtlich dieses As-
pektes von der Genehmigungsbehörde inzwischen bereits erkannt. Es ist das Grundwasserein-
zugsgebiet des Versorgers WSE in Bezug auf das Grundwasserdargebot zu untersuchen, wel-
ches dem Trinkwasserversorger WSE zwecks Erweiterung der Förderkapazität seiner Brunnen-
galerien überhaupt zur Verfügung gestellt werden kann, um den zusätzlichen Wasserbedarf der 
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geplanten TESLA-Fabrik zu decken. Beantragt wurde für die Wasserfassung Eggersdorf am 
19.06.2018 die Erlaubnis zur zusätzlichen Entnahme von im Jahresmittel 0,2195 Mio. m3/Jahr 
(Erhöhung von 2,5180 auf 2,7375 Mio. m3/Jahr), davon aber 0,42 Mio. m3/ innerhalb von 30 
aufeinanderfolgenden Tagen. Das Wasserwerk Eggersdorf ist in der Vegetationsperiode von 
zentraler Bedeutung für die Abdeckung von Bedarfsspitzen.  
 
Dieser Sachverhalt ist für unsere Gemeinde Rüdersdorf deshalb relevant, weil das 
Grundwasser nur wenige 100 m weit von den Brunnen der Fassung Eggersdorf in den 
Großen Stienitzsee als Vorflut übergeht, so dass sich gerade in den Sommermonaten der 
Absenkungstrichter dieser Wasserfassung zuflussmindernd und damit negativ auf den 
Wasserstand im Großen Stienitzsee auswirkt. 
 
Erschwerend zu diesem Sachverhalt wird auf Seite 12 dieses Antrages ausgeführt: 
„folgt der Grundwasserstand aktuell in allen beobachteten Messstellen in gleichem Maß 
dem allgemeinen Rückgang, wie er praktisch flächendeckend seit etwa 2011/12 zu be-
obachten ist.“  
 
Die in der Abbildung 2 dieses Antrages als Kurven dargestellten Wasserstandswerte und die 
darin (leider nur als Zahlenwerte) eingetragene mittlere Jahresförderung in m3/Tag zeigt rechts 
im Bild sehr deutlich, wie mit ansteigenden Fördermengen (von unter 5000 auf über 6000 
m3/Tag bis Ende 2016) der Wasserstand aller ausgewählten Pegel bereits deutlich um bis zu 
ca. 1,5 m abgefallen ist.  
 
Diese Darstellung ermöglicht die Abschätzung, dass mit der beantragten Mengenerhöhung um 
im Jahresmittel 600 m3/Tag die Pegelwasserstände – je nach Lage der Pegel – um weitere 0,5 
– 1,0 Meter fallen könnten. Deutlich zu erkennen sind die Minima der Pegelwasserstände je-
weils in der Jahresmitte, was mit den dann viel höheren Tagesfördermengen korreliert. Laut der 
Prognose im Antrag von 2018, als das Vorhaben TESLA noch nicht im Raum stand, soll sich 
die Anzahl der Tage mit Abgabemengen von 14.000 m3/Tag (Aufbereitungskapazität) erhöhen. 
Mit dem Bedarf von TESLA, der ebenfalls saisonal im Gleichtakt schwankt soweit es sich um 
Kühlwasser handelt, werden die Minima der Pegelwasserstände noch viel deutlicher ausge-
prägt sein als hier dargestellt: 
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(Für die gestrichelt dargestellten Kurven gilt die rechte Achsenbeschriftung, sonst die linke Achsenbeschriftung.) 

 
Der im Sommer künftig noch niedrigere Grundwasserstand wird für den unten dargestellten Pe-
gel 38 m NHN unterschreiten. Entlang der Wasserfassung halbiert sich dann etwa das hydrauli-
schen Gefälle zum Großen Stienitzsee, dessen Wasserpegel bei ca. 36 m NHN liegt: 
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Die Annahme künftig noch deutlich niedriger liegender Wasserstände in den Sommermonaten 
lässt sich durch Abbildung 1 belegen, denn der bisherige Tagesspitzenbedarf lag weit unter den 
beantragten 14.000 m3/d an 30 aufeinanderfolgenden Tagen: 
 

 
 
Bereits in den letzten Jahren kam es regelmäßig im Sommer aus Wassermangel zu Einschrän-
kungen des Schleusenbetriebes an der Schleuse Woltersdorf, wie dieses Foto aus 2016 belegt: 
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Die Einschränkung der Schleusenzeiten behindert zuerst die Entwicklung des Wassertourismus 
im zu erweiternden Untersuchungsgebiet.  
 
Bei künftig noch deutlich verschärfter Wasserknappheit im Sommer könnte es auch zu Ein-
schränkungen für die Berufsschifffahrt vom und zum Krienhafen kommen. 
 
Aber nicht nur Anwohner, Tourismus und Wirtschaft werden durch den sinkenden Grundwas-
serzufluss zum Großen Stienitzsee beeinträchtigt, auch die Uferbereiche und hier insbeson-
dere das an den See angrenzende Naturschutz- und FFH-Gebiet mit seinen empfindli-
chen Feuchtwiesen wird vom Wasserstand des Sees beeinflusst. 
 
Die fallenden Pegelstände führen zu einem fallenden hydraulischen Gefälle und dieses wiede-
rum zu einem sinkenden Grundwasserzufluss zum Große Stienitzsee, wodurch sich dessen 
Wasserqualität bereits verschlechtert hat, obwohl keine zusätzlichen Nährstoffeinträge bekannt 
sind. Zeitlich passt die Verschlechterung der Wasserqualität des Großen Stienitzsees zu den 
fallenden Grundwasserpegelständen seit 2011: https://de.wikipedia.org/wiki/Stienitzsee 
 

„Der Steckbrief nach der EG-Wasserrahmenrichtlinie bescheinigt dem Stienitzsee 2017 
einen ökologischen Zustand von 4 (= „unbefriedigender Zustand“; Umweltziel der WRRL 
wird deutlich verfehlt) auf einer fünfstufigen Skala. Die Qualitätskomponenten Makrophy-
ten/Diatomeen und Phytoplankton weisen ebenfalls den Wert 4 auf. Der chemische Zu-
stand wird mit 3 (= „mäßiger Zustand“; Umweltziel der WRRL wird knapp verfehlt) bewer-
tet. Noch im Jahr 2009 waren die Werte jeweils eine Stufe besser.“ 

 
Durch die deutlich verringerten Emissionen der Industrie (CEMEX, Müllverbrennungsanlage) 
hätte sich die Wasserqualität dank eines über den Luftpfad verringerten Stickstoffeintrags ei-
gentlich verbessern müssen. Als Erklärung für die Verschlechterung der Wasserqualität liegt die 
Annahme nahe, dass der Seewasserkörper nicht mehr im selben Maße wie früher durch das 
zufließende saubere Grundwasser verdünnt wird. 
 
Die beschriebenen Zusammenhänge sollten durch ein Fachgutachten genauer geprüft werden, 
bevor über die Genehmigung der vom WSE beantragten zusätzlichen Grundwasserentnahme 
entschieden wird. Bei der Untersuchung des Wasserhaushaltes des Großen Stienitzsee ist 
auch der negative Einfluss der Wasserentnahme durch CEMEX zu berücksichtigen. 
 
Um negative Umweltauswirkungen auszuschließen, zu denen auch die potentielle Gefahr eines 
Gewässerschadens z.B. bei einer nicht beherrschbaren Ölhavarie gehört, sollte die Genehmi-
gung der Wasserentnahme und insbesondere die der Abwassereinleitung in den Großen Stie-
nitzsee in Nähe des Strandbades und der Fischerei nach Ablauf nicht mehr verlängert werden. 
 
CEMEX machte zum Wasserhaushalt, den Großen Stienitzsee betreffend, die folgenden Anga-
ben: 
 
 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Stienitzsee
https://de.wikipedia.org/wiki/Richtlinie_2000/60/EG_(Wasserrahmenrichtlinie)
https://de.wikipedia.org/wiki/WRRL
https://de.wikipedia.org/wiki/Makrophyten
https://de.wikipedia.org/wiki/Makrophyten
https://de.wikipedia.org/wiki/Kieselalgen
https://de.wikipedia.org/wiki/Phytoplankton
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CEMEX entnahm nach eigener Darstellung dem Großen Stienitzsee gemäß diesem Schema 
eine Differenz-Wassermenge von 254.000 m3/Jahr, die je nach Hub der Schleuse für zahlrei-
che zusätzliche Schleusungen ausreichen würde. 
 
Maßgeblich für die UVP ist aber die doppelt so hohe Wassermenge, die laut Genehmigung ent-
nommen und eingeleitet werden dürfte. Die „Wasserrechtliche Erlaubnis für die Einleitung von 
Niederschlags- und Kühlwasser in den Stienitzsee“ aus dem Jahr 2010 erlaubt die 
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maximale Entnahme Qmax =     1.000 m3/h 
tägliche Entnahme Qa =    10.000 m3/d 
jährliche Entnahme Qa  =  500.000 m3/a 
 
Die Schleusenkammer in Woltersdorf hat ein Volumen von ca. 1.200 m3. Dies belegt, dass die 
erlaubte Wasserentnahme von CEMEX im Sommer direkt mit der Häufigkeit der mögli-
chen Schleusungen in Woltersdorf konkurriert! 
 
Die Oberfläche des Sees beträgt 2.110.000 m2, bei sonst konstanten Bedingungen (Nieder-
schlag, Zufluss, Verdunstung, Schleusungen etc.) würde die erlaubte jährliche Entnahme eine 
Absenkung des Wasserspiegels um jährlich ca. 24 cm bewirken. 
 
Dies alles wurde im vorliegenden UVP-Bericht und den aus der Presse bekannten Lösungsvor-
schlägen zur kurzfristigen Lösung des erst nachträglich erkannten Trinkwasserversorgungs-
problems verständlicherweise noch nicht betrachtet und muss Berücksichtigung finden. 
 
Unsere Umweltvereinigung hat aber auch für diese Problematik einen Lösungsansatz gefun-
den, der in einem späteren Kapitel noch im Detail vorgestellt wird. 
 
 
 
2.4 Untersuchungsraum hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf die Erhaltungsziele der 

Schutzgebiete außerhalb der Grenzen des Vorhabengebietes 
 
Aufgrund der direkt angrenzenden großen Landschaftsschutzgebiete muss der Untersuchungs-
raum deutlich vergrößert werden. Bereits in der „Stellungnahme nach § 29 BNatSchG aner-
kannten Naturschutzverbände zur UVS zum BP Nr. 13 Freienbrink-Nord in Grünheide (Mark)“ 
vom 16.05.2001 hieß es, Zitat: „Hinsichtlich der Untersuchungen zum Schutzgut Mensch wird 
das Untersuchungsgebiet als zu klein angesehen. Es wird die Einbeziehung der Gesamtfläche 
des künftig 245 km2 großen LSG als notwendig erachtet.“ 
 
Diese Auffassung wurde inzwischen auch hinsichtlich geschützter Arten gerichtlich bestätigt. 
Denn Art. 6 III RL 92/43/EWG ist dahin auszulegen, dass eine „angemessene Prüfung“ zum 
einen in vollem Umfang die Lebensraumtypen und Arten, für die ein Gebiet geschützt ist, erfas-
sen und zum anderen sowohl die Auswirkungen des Vorhabens auf die in dem Gebiet vorkom-
menden Arten, für die das Gebiet nicht ausgewiesen wurde, als auch die Auswirkungen auf 
die außerhalb der Grenzen dieses Gebiets vorhandenen Lebensraumtypen und Arten 
nennen und erörtern muss, soweit diese Auswirkungen geeignet sind, die Erhaltungszie-
le des Gebiets zu beeinträchtigen (Urt. EuGH v. 7.11.2018 – C-461/17, BeckRS 2018, 
275526). 
  



 

18 

 
2.5 Kritik der Darstellung des Untersuchungsgebietes im UVP-Bericht 
 
Im Anhang 1 des UVP-Berichtes wurde ein Untersuchungsgebiet ausgewiesen, dass im Hin-
blick auf die vorstehenden Hinweise viel zu gering bemessen ist und in dem der künftige End-
ausbau des Werkes nicht eingetragen ist: 
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Dagegen wird auf Seite 196 des UVP-Berichtes eine ganz andere Fläche, nämlich nur das 
Werksgelände selbst, als Untersuchungsgebiet UG bezeichnet für den „Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag“ bezeichnet, was sich wohl aber nur auf die Rodungsarbeiten bezieht? 
 

 
 
Somit ist dem Leser oft nicht klar, welche Aussagen überhaupt auf welches Gebiet und welche 
Ausbaustufe zutreffen sollen?  
 
Die rechtliche Zuständigkeit unseres Umweltvereins beschränkt sich auf die Gemeinde Rüders-
dorf, auf die wie oben begründet das Untersuchungsgebiet auszudehnen ist. 
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3. Einwendungen zur nachhaltigen Sicherung der Trinkwasserversorgung im WSE-
Versorgungsgebiet 

 
Unter Punkt 2.3 hatten wir die Betroffenheit der Gemeinde Rüdersdorf hinsichtlich der zu erwar-
tenden fallenden Grund- und Seewasserstände der nördlich der Woltersdorfer Schleuse gele-
genen Teile der Rüdersdorfer Gewässer insbesondere im Sommer begründet. Zur Konfliktlö-
sung schlagen wir folgende Maßnahmen vor: 
 
3.1 Lösungen zur Sicherung der Trinkwasserversorgung 
 
3.1.1 Stabilisierung des örtlichen Wasserkreislaufs 
 
Nach Information von Prof. Dr.-Ing. Heiko Sieker (www.sieker.de), Honorarprofessor für Urbane 
Hydrologie an der TU Berlin, sind die Hauptgründe für die absinkenden Wasserstände der Ge-
wässer die geringen Niederschläge der letzten Jahre in Kombination mit hohen Temperatur (= 
hohe Verdunstung). 
 
Wasser, das in der Region gefördert wird, sollte nach der Nutzung möglichst weitgehend dem 
örtlichen Wasserkreislauf wieder zugeführt werden - selbstverständlich nur nach adäquater Rei-
nigung. Das gilt für das Abwasser wie Tagebaugrubenwasser gleichermaßen. 
 
3.1.1.1 Errichtung einer Kläranlage für das WSE-Verbandsgebiet 
 
„Eine zielführende Gegenmaßnahme wäre eine eigene Kläranlage für das Abwasser aus 
dem WSE-Verbandsgebiet. Bislang wird das gereinigte Abwasser zum größten Teil über die 
Kläranlage Münchehofe aus dem Einzugsgebiet herausgeleitet. Es gibt mittlerweile so gute 
Klärverfahren (z.B. Membrananlagen o.ä.), die Abwasser so weit aufbereiten, dass es wieder in 
den Wasserkreislauf zurückgeführt werden kann. Die in Strausberg und Umgebung anfallende 
jährliche Abwassermenge entspricht übrigens ziemlich genau der Menge, die dem Straussee 
derzeit pro Jahr fehlt.“ 
 
3.1.1.2 Nutzung aus dem Kalksteintagebau in Rüdersdorf abgepumpten Grundwassers 
 
Relativ neue, aber schon viel Jahre bewährte Aufbereitungstechnologien ermöglichen inzwi-
schen die Nutzung des stark sulfathaltigen Tagebau-Grundwassers, dass derzeit ungenutzt in 
den Vorfluter abgeleitet wird. 
 
Bis vor ca. 30 Jahren hielt man das abgepumpte Grundwasser aus der Wasserhaltung des Ta-
gebaus für völlig ungeeignet, um es als Trinkwasser oder Brauchwasser zu nutzen. Der Grund 
hierfür ist die hohe Konzentration an Calciumsulfat (fast bis zu 2/3 der Löslichkeitsgrenze). 
Der Dipl.-Geologe Andreas Koszinski der Abteilung Lagerstättenwirtschaft des Tagebaus der 
damaligen Rüdersdorfer Zement GmbH gab folgende Daten und Analysenwerte zur Grundwas-
serhaltung an: 
Wassermenge:  12.000.000 m3/Jahr = 32.000 m3/Tag = 22 - 23 m3/Minute  
Wassertemperatur: 12 °C (konstant) 

http://www.sieker.de/
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Chlorid:  100 –    150 mg/l 
Sulfat:  700 – 1.300 mg/l (Pumpensumpf der Wasserhaltung) 
Gesamthärte:   40 –     80 °dH 
 
„Das Grubenwasser ist biologisch unbelastet, durch den Kalkstein sogar gefiltert und 
frei von Feststoffen sowie industriell bedingten Verunreinigungen.“2 
 
Diese Angaben lassen eine Anfrage zur Errichtung eines Trinkwasserwerkes für z.B. 500 
m3/h mit einer Aufbereitungsstufe „Nanofiltration“ zwecks Entfernung zweiwertiger Ionen 
(Ca, SO4) aussichtsreich erscheinen. 
 
Im Vergleich zu Wasserentsalzungsanlagen durch Umkehrosmose ist die Nanofiltration für die-
se Wasserqualität das ideale Aufbereitungsverfahren mit geringeren Betriebskosten, Informati-
onen dazu siehe z.B.:  
https://www.eurowater.de/wasseraufbereitungsanlagen/standardprodukte/nanofiltrationsanlagen.aspx 

 
Bei fast gipsgesättigtem Grundwasser sind dabei einige Besonderheiten zu beachten, die im 
Forschungsprojekt „Nanofiltration zur Grundwasseraufbereitung und Sulfatabscheidung bei der 
Trinkwasseraufbereitung am Beispiel von kippenbelastetem Grundwasser in einem Braunkohle-
tagebaurevier" untersucht wurden. Die Sulfatkonzentration lag bei diesen Versuchen sogar 
noch höher als für das Rüdersdorfer Grubengrundwasser oben angegeben. Wegen hoher Ei-
senkonzentrationen im Braunkohlen-Grundwasser waren monatliche Reinigungen erforderlich, 
die im vorliegenden Fall seltener erforderlich sein sollten. Trotz dieser ungünstigeren Rohwas-
serverhältnisse lohnt sich die Trinkwassererzeugung nach diesem Bericht: 

 
                                                
2 Quelle: Schroeder Johannes, H, Helmut Ahrens J Bautsch Hans  u. a.: Führer zur Geologie von Berlin und Brandenburg / Die 

Struktur Rüdersdorf, S. 109 und S. 137 

 

https://www.eurowater.de/wasseraufbereitungsanlagen/standardprodukte/nanofiltrationsanlagen.aspx
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Die Wirtschaftlichkeit wäre aus der Sicht von Tesla auch deshalb gegeben, weil ein Teil des 
benötigten Wassers ohnehin durch ein aufwändiges Membranverfahren (Umkehrosmose) auf-
bereitet werden soll, die der Nanofiltrationsstufe direkt nachgeschaltet werden könnte. 
 
Vorversuche mit einer Pilotanlage sind empfehlenswert, diese gibt es anschlussfertig z.B. hier 
zu kaufen: https://www.wasseraufbereitung-shop24.de/de/nanofiltrationsanlage-antiscalantdosierung-5-m-h 

 
Auch wenn diese kleine Versuchsanlage ca. 25.000 € kostet, so lassen sich damit jährlich 
40.000 m3 Permeat als Trinkwasser gewinnen und außer den Stromkosten fallen ggf. die übri-
gen Kosten nicht ins Gewicht. 
 
Durch die Grubengrundwasserenthärtung mittels Nanofiltration wird eine vorherige Nutzung 
als Trinkwasser ermöglicht, bevor es wieder dem Wasserkreislauf zugeführt wird. Um den örtli-
chen Wasserkreislauf oberhalb der Schleuse Woltersdorf nicht zu belasten, könnte zum Aus-
gleich das Wasserwerk Eggersdorf im Jahresmittel eine entsprechend geringere Menge 
Grundwasser fördern. 
 
3.1.1.3 Wasserwirtschaftliche Bewirtschaftung der Rüdersdorfer Gewässer oberhalb 

der Schleuse Woltersdorf 
 
Die Grundwasserneubildung und damit auch die Grundwasserspeisung unserer Seen durch ein 
größeres hydraulisches Gefälle ist stark von der Jahreszeit abhängig. Das wird auch bei künftig 
sinkenden Grundwasserständen noch so bleiben: 

 
Quelle: siehe 3), Seite 68 
 

https://www.wasseraufbereitung-shop24.de/de/nanofiltrationsanlage-antiscalantdosierung-5-m-h
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Somit ist es naheliegend, mit der zur Verfügung stehenden Möglichkeit am Überlaufwehr neben 
der Woltersdorfer Schleuse regulierend in den Wasserablauf derart einzugreifen, dass in den 
Monaten Dezember - März ein gewisses Seewasservolumen als Vorrat für das Sommerhalbjahr 
angestaut wird, um die unter Punkt 2.3 beschriebenen Nachteile der Wasserverknappung ab-
zumildern. 
 
Die historischen Wasserstände haben sehr stark geschwankt: 

 
 
Daraus ist der Untersuchungsauftrag abzuleiten, welcher Schwankungsbereich der Wasser-
stände möglich ist, ohne Grundstücksanlieger oder den Schiffsverkehr zu beeinträchtigen? 
Gleich wie hoch dieser Spielraum ist, es lohnt sich auf jeden Fall ihn zu nutzen, denn schon 
wenige Zentimeter Differenz im Höhenstand bedeuten aufgrund der großen Wasserflächen der 
oberen Seen (Kalksee: 830.000 m2; Großer Stienitzsee: 2.110.000 m2) ein beachtliches Spei-
chervermögen. Der Wasserabfluss je Schleusung beträgt ca. 1.000 m3. 
 
Mit einem (zusätzlichen) Anstau des Wasserstandes um nur 10 cm könnten ca. 300 zusätz-
liche Abwärtsschleusungen durchgeführt werden.  
 

Die geplante zusätzliche Grundwasserentnahme der Brunnengalerie des Wasserwerkes 
Eggersdorf von 0,22 Mio. m3/Jahr wäre mit 0,30 Mio. m3/Jahr damit mehr als kompensiert. 

 
Zur Steuerung bzw. Überwachung des Seewasserstandes könnte am Großen Stienitzsee eine 
automatische Pegelmessstation eingerichtet werden, welche die Daten zur Schleuse Wolters-
dorf übermittelt. 
 
Das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamtes Berlin (www.wsa-b.de), dass den Betrieb der 
Schleuse sicherstellt, ist für diese Aufgabe nicht zuständig und verwies auf die zuständige 
Dienststelle des Landes Brandenburg – welche ist das? 

http://www.wsa-b.de/
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3.1.2 Win-Win-Lösung Brandenburg - Berlin: Verringerung von Schäden durch erhöhte 
Grundwasserstände in Berlin 

 
Bis zum ergebnislosen Abbruch der Verhandlungen diskutierte in Berlin ein „Runder Tisch“, wie 
man den BÜRGERBESCHWERDEN WEGEN STEIEGENDER GRUNDWASERSTÄNDE ab-
helfen könnte: https://www.berlin.de/senuvk/umwelt/wasser/grundwasser/de/rundertisch/rtgw.shtml 

 
Dort heißt es, Berlin baut Trinkwasserwerke zurück, weil der Bedarf dauerhaft gesunken sei 
(das ist nachvollziehbar, zumal wenn immer mehr überteuerter Wohnraum z.B. im Besitz aus-
ländischer Spekulanten leer steht oder nur zeitvermietet wird). 
Anderseits ist hier zu lesen, dass das Land Brandenburg Trinkwasser für Tesla mit einer 60 km 
langen Leitung heranführen will, Zitat: 
 

„Leitungen und Kläranlagen für weiteren Ausbau 
In den später geplanten Ausbaustufen zwei und drei wird das E-Auto-Werk mehr 
Wasser benötigen. Hierfür könnte Wasser aus einem Grundwasserkörper südlich 
von Frankfurt (Oder) herangeführt werden. Die dafür nötige 60 Kilometer lange Lei-
tung müsste noch gebaut werden.“ 
https://www.rbb24.de/wirtschaft/thema/tesla/beitraege/tesla-wasser-grundwasser-
trinkwasserschutzzone-gruenheide.html 

 
Die kürzere Leitungslösung und wahrscheinlich günstigere Lösung sollte aber sein, das Grund-
wasser aus Berlin heranzuführen, zumal wenn dadurch in Berlin das Problem zu hoher Grund-
wasserstände gelöst werden kann. 
 
  

https://www.berlin.de/senuvk/umwelt/wasser/grundwasser/de/rundertisch/rtgw.shtml
https://www.rbb24.de/wirtschaft/thema/tesla/beitraege/tesla-wasser-grundwasser-trinkwasserschutzzone-gruenheide.html
https://www.rbb24.de/wirtschaft/thema/tesla/beitraege/tesla-wasser-grundwasser-trinkwasserschutzzone-gruenheide.html
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3.2 Grundwasserneubildung und Klimawandel 
 
Wald wirkt sich in Verbindung mit dem Klimawandel sehr negativ auf die Grundwasser-
neubildung aus.3 „Ein Schwerpunkt der Studie betrifft den Landschaftswasserhaushalt, bei 
dem aufgrund der zu erwartenden klimatischen Entwicklung Gefahren sichtbar werden. Den 
Wert dieser Hinweise kann angesichts der hohen Bedeutung, die Wasser für Natur und Le-
bensqualität hat, nicht hoch genug eingeschätzt werden. Die Studie zeigt Wege auf, wie wir in 
Brandenburg möglichen kritischen Entwicklungen der Ressource Wasser vorbeugend begeg-
nen können.“ 
 
Die mittleren klimatischen Verhältnisse in Brandenburg für den Zeitraum 2046-2055: 
 
„Die Abbildung 10 zeigt die räumliche Struktur der Jahressummen des Niederschlags. Das Ge-
bietsmittel für das Land liegt deutlich unter 450 mm pro Jahr wobei der Nordosten und beson-
ders das Gebiet vom Fläming bis zur Niederlausitz mit weniger als 400 mm am trockens-
ten ist. 
 

 

                                                
3 PIK Report No. 83 „STUDIE ZUR KLIMATISCHEN ENTWICKLUNG IM LAND BRANDENBURG BIS 2055 UND 
DEREN AUSWIRKUNGEN AUF DEN WASSERHAUSHALT, DIE FORST- UND LANDWIRTSCHAFT SOWIE DIE 
ABLEITUNG ERSTER PERSPEKTIVEN“, POTSDAM, JUNI 2003 
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Noch stärker als obiges Bild zeigt dieses Bild den sehr starken Rückgang der Grundwasser-
neubildung durch Abnahme der Versickerung in den rot gekennzeichneten Gebieten: 

  
 
Dieser Ausblick belegt, warum das benötigte Grundwasser eher aus den Tieflagen im Berliner 
Raum herangeführt werden muss. Es wäre keine nachhaltige Lösung, es aus den künftigen 
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Trockengebieten im Osten über die unter Punkt 3.1.2 erwähnte 60 Kilometer lange Leitung aus 
einem Gebiet südlich von Frankfurt/Oder heranzuführen. 
 
S. 34: „Bei einer moderaten Vorgabe eines mittleren Temperaturanstiegs von 1.4 K für den Zeit-
raum 2001/2055 ergibt sich als markanteste Klimaänderung ein deutlicher Rückgang in den 
Jahressummen des Niederschlags. Der stärkste Rückgang ist dabei im Sommer zu be-
obachten. 
 
S. 42: „Ein weiterer Rückgang der schon nicht üppigen jährlichen Niederschläge in Branden-
burg würde - bei gleichzeitig zunehmender Verdunstung - insbesondere im Sommer zu drasti-
schen Folgen führen. So wäre bei sich intensivierenden sommerlichen Verdunstungsver-
lusten über offenen Wasserflächen und in Feuchtgebieten bis zum Jahre 2055 mit einer 
Sickerwasserbildung zu rechnen, die für das Land Brandenburg um mehr als die Hälfte un-
ter der heutigen läge.“ 
 
„Die flächendeckende Abnahme von Sickerwasserbildung und Gebietsabfluss würde insbeson-
dere in den trockenen Sommermonaten dazu führen, dass sich die Grundwasserbestände 
ernsthaft verringern, die Wasserstände in den Oberflächengewässern (Seen und Flüsse) 
merklich sinken und die Wasserqualität erheblich leidet (Fischsterben). Wegen der zu-
nehmenden Verdunstung würde die Bodenfeuchtigkeit generell abnehmen. Etliche Flüsse und 
Moore könnten im Sommer trockenfallen und die in Brandenburg noch häufig anzutreffenden 
ausgedehnten Niederungen und Luchgebiete in ihrer vielfältigen Funktion verloren gehen 
 
S. 49: „Wälder bedecken fast ein Drittel der Fläche von Brandenburg (ca. 1 Million ha) 
und beeinflussen die regionale Wasserbilanz Brandenburgs erheblich.“ 
 
S. 56: „Grundwasserneubildung unter den Brandenburger Wäldern“ 
 
„Die Wälder nutzen das reduzierte Niederschlagsangebot vorrangig zur Befriedigung ih-
res leicht erhöhten Transpirationsbedarfs und senken dadurch die Versickerung:“ 
 

 
 

Insofern sind die bereits erfolgten Waldrodungen auf dem TESLA-Grundstück in einem 
Wasserschutzgebiet hinsichtlich der Grundwasserneubildung sogar positiv einzuordnen. 
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Natürlich sollte es trotzdem nicht Ziel sein, zur Sicherung der Trinkwasserversorgung die Wäl-
der Brandenburgs zu roden. Vorteilhaft ist der beabsichtigte Waldumbau bezüglich der Ersatz-
flächen: (S. 58:) „Laubwälder gewährleisten einen höheren Grundwassereintrag als Nadelwäl-
der auf Grund geringerer Interzeptions- und Transpirationsverluste außerhalb der Vegetations-
periode. In einem Klima mit verringerten Niederschlägen würden Laubmischwälder für eine 
günstigere Bilanz des Wasserhaushalts zu Gunsten der Grundwasserneubildung sorgen.“ 
 

Dennoch müssen die Standorte für die Waldersatzflächen mit Bedacht ausgewählt wer-
den und dürfen nicht in Grundwassereinzugsgebieten angepflanzt werden, die ohnehin 
schon unter einem Mangel oder künftig starken Rückgang der Grundwasserneubildung 
leiden würden. 

 
Eine u.E. sachgerechte Auswahl hat lt. dieser Pressemitteilung bereits stattgefunden, Zitat: 
 
„Die Flächen, die die Flächenagentur Brandenburg für die Aufforstung vorsieht, sind über ganz 
Brandenburg verteilt. Die größten Gebiete liegen bei Brandenburg an der Havel, Baruth/Mark 
(Teltow-Fläming) und Bad Saarow (Oder-Spree).“  
https://www.rbb24.de/wirtschaft/thema/tesla/beitraege/brandenburg-tesla-aufforstung-nach-
rodung-orte.htm/listallcomments=on.html 
 
Untersuchungen zum Standortvergleich möglicher weiterer Ersatzpflanzungen durch TESLA 
müssen diesen Aspekt im Interesse der Nachhaltigkeit der Ersatzmaßnahmen berücksichtigen, 
dabei kann das Waldwachstumsmodell 4C auch unterstützend als Entscheidungshilfe einge-
setzt werden. S.61: 
 

 
 
Der Süden ist auf Grund der schlechteren Ausgangslage von einer Klimaänderung mit 
Niederschlagsrückgang stärker betroffen und sollte deshalb nicht durch Grundwasser-
entnahmen für das TESLA-Vorhaben beansprucht werden. 
 
  

https://www.rbb24.de/wirtschaft/thema/tesla/beitraege/brandenburg-tesla-aufforstung-nach-rodung-orte.htm/listallcomments=on.html
https://www.rbb24.de/wirtschaft/thema/tesla/beitraege/brandenburg-tesla-aufforstung-nach-rodung-orte.htm/listallcomments=on.html

